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Arbeitsplatz Schule

Die GEW Baden-Württemberg
setzt sich seit Jahrzehnten dafür ein-
gesetzt, dass in den Schulen des
Landes weniger sortiert und länger
gemeinsam gelernt werden kann.
Die Pläne der Landesregierung zur
Gemeinschaftsschule gehen in die
von der GEW gewünschte Rich-
tung. Aber das Ausgestalten dieser
Vorgabe, die Gründung neuer Schu-
len, das Entwickeln neuer Formen
des Lehrens und Lernens wird die
Schulen und die damit befassten
Lehrer/innen vor große Herausfor-
derungen stellen.
Das Unterrichten ohne die über-
kommenen Begabungsschubladen
des gegliederten Schulsystems stellt
vieles in Frage, was für Generatio-
nen von Lehrer/innen alltäglich
und richtig war. In der Gemein-
schaftsschule soll ohne Sitzenblei-
ben, ohne äußere Differenzierung,
dafür inklusiv, zieldifferent und
binnendifferenziert unterrichtet
werden. Klassen werden von Lern-
gruppen abgelöst und Lehrer/innen
unterschiedlicher Schularten wer-
den in der Gemeinschaftsschule zu-
sammenarbeiten. So richtig diese
Ansätze sind, so schwierig wird ihre
Umsetzung werden.

GEW will, dass Gemein-
schaftsschulen gelingen

Die GEW wird mit vielen Anfra-
gen konfrontiert: Wie funktioniert
eine erfolgreiche Gemeinschafts-
schule? Welche inhaltlichen und
konzeptionellen Grundlagen sind
wesentlich? Wo ist die Gründung
einer Gemeinschaftsschule sinn-
voll? Gleichzeitig will die GEW,
dass in den kommenden Jahren
möglichst viele erfolgreiche Ge-
meinschaftsschulen gegründet
werden. Um mit diesem Thema
angemessen umgehen zu können,
gibt die GEW eine unabhängige
wissenschaftliche Expertise in Auf-
trag. Im Rahmen dieser Konzep-

tion sollen bis ca. Frühjahr 2013
Bausteine entwickelt werden, die
Schulen bei der Gründung bzw.
dem Aufbau einer Gemeinschafts-
schule unterstützen. Diese Baustei-
ne sollen von bundesweit renom-
mierten Expert/innen verfasst wer-
den und theoretische Grundlagen,
den Forschungsstand und Hand-
lungsempfehlungen enthalten.

Schulen werden in Konzepte
inbezogen

Im Rahmen der Erarbeitung dieser
Konzeption wird mit den
Expert/innen eine Fachtagung
durchgeführt. Die Schulen, die
sich konzeptionell mit der Ge-
meinschaftsschule befassen, wer-
den in die Erarbeitung dieser Kon-
zeption eingebunden. Die Studie
wird von Professor Thorsten Bohl
(Eberhard-Karls-Universität Tü-
bingen) geleitet.
Die Grobstruktur der geplanten
Gemeinschaftsschule steht inzwi-
schen fest. Sie besteht vor allem
aus einer gemeinsamen Sekundar-
stufe von Klasse 5 bis 10. Möglich

sind aber auch Gemeinschafts-
schulen als Weiterentwicklung aus
einer Grundschule von Klasse 1
bis 10. Bei entsprechenden Schü-
lerzahlen können die Gemein-
schaftsschulen auch eine gymnasi-
ale Oberstufe anbieten. Die Schü-
ler/innen in der Gemeinschafts-
schule werden nach den Standards
aller bisherigen Schularten der Se-
kundarstufe unterrichtet.

Verschiedene Übergänge

Übergangsweise sollen die Bil-
dungsstandards der Realschule gel-
ten. Nach der 10. Klasse ist der
Übergang in die Oberstufe der Ge-
meinschaftsschule, eine zwei- oder
dreijährige gymnasiale Oberstufe
ins berufliche Gymnasium, in an-
dere berufliche Schulen oder in
eine Berufsausbildung bzw. das
Beschäftigungssystem möglich.
Die GEW begrüßt die Einführung
der Gemeinschaftsschule. Sie ist
aber nur ein Schritt auf dem Weg
zur von der GEW geforderten
„Schule für alle“. Diese umfasst
grundsätzlich die Klassen 1 bis 10

Wie geht Gemeinschaftsschule?
Gemeinschaftsschule: Die grün-rote Landesregierung will in Baden-Württemberg eine
weitere Schulform einführen. Bereits im Schuljahr 2012/13 sollen ca. 30 Schulen ihre Arbeit
aufnehmen.Weitere sollen in den kommenden Jahren folgen. Die Umsetzung wird schwierig.
Aus diesem Grund gibt die GEW eine wissenschaftliche Studie in Auftrag.

Infokasten
Im Rahmen der Studie werden
Beiträge zu diesen Breichen erar-
beitet:

Rahmenbedingungen der
GMS in Baden-Württemberg

Wirksamkeit von integrierten
Schulsystemen

Professionsbild und Leitbild
der GMS

Was soll gelernt werden: Stan-
dards/Kompetenzen in der GMS

Schulleitung und Schulorgani-
sation in der GMS

Zugänge, Übergänge, Ab-
schlüsse

GMS in der kommunalen Bil-
dungslandschaft

Schulleben, Ganztagesschule,

Netzwerk unterschiedlicher Pro-
fessionen in der GMS

Pädagogische Diagnostik
Unterrichtsqualität an der

GMS
Umgang mit Heterogenität
Individualisierung und Stan-

dardisierung am Beispiel Kompe-
tenzpläne

Leistungsbewertung
Schüler/innen mit Behinde-

rungen in der GMS
Hochbegabte Schüler/innen in

der GMS
Organisationserlass, Lehrerver-

sorgung
GMS und Schulrecht
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Zuerst tat sich lange nichts für die
Pädagischen Assistent/innen. Sie
wurden 2008 von der alten Lan-
desregierung an Hauptschulen
und ein Jahr später an Grundschu-
len eingeführt, um die Lehrkräfte
an diesen Schularten zu unterstüt-
zen und zu entlasten. Bis zum
31.01.2012 in Hauptschulen und
bis 31.01.2013 in Grundschulen
wurden sie befristet in Entgelt-
gruppe 6 eingestellt und Mittel wa-
ren bereitgestellt. Es wurden aber
keine Stellen im Landeshaushalt
geschaffen, um diese Kolleginnen
und Kollegen auf Dauer beschäfti-
gen zu können. Im Koalitionsver-
trag der grün-roten Landesregie-
rung fand sich dann auch keine
Aussage zu der Zukunft der Päda-
gogischen Assistent/innen, die in-
zwischen an den Schulen gute Ar-
beit leisten.
Erst auf wiederholte Aufforderung
der GEW, endlich für die rund 500
befristeten Pädagogischen Assis-
tent/innen Klarheit zu schaffen,
entschied die neue Landesregie-
rung, die Verträge an Hauptschu-
len zu entfristen. Vorausgesetzt
die Schulleitung spricht die Be-
währung aus und die Betroffenen
wollen dies auch.
Die von der CDU bereits in Aus-

sicht gestellte Ausweitung wollte
die neue Regierung nicht nachvoll-
ziehen. Nein, sie legt nun ein Pro-
gramm zur Reduzierung der Päda-
gogischen Assistent/innen auf:
Ab dem 01.02.2012 werden 290
Lehrerstellen dazu verwendet, die
rund 500 Pädagogischen Assis-
tent/innen mit einer Durch-
schnittsarbeitszeit von ca. 23 Zeit-
stunden auf Dauer weiterzube-
schäftigen.

E8-Stelle wird A12-Stelle
gleichgesetzt

Da die Pädagogischen Assistent/in-
nen ab 01.01.2012 in der Vergü-
tungsgruppe E8 bezahlt werden,
setzt das Kultusministerium dabei
eine A12-Stelle einer E8-Stelle
gleich. Die GEW hat sich von An-
fang an gegen die Verwendung von
Lehrerstellen für die Pädagogi-
schen Assistent/innen gewandt, da
es die Einstellungsmöglichkeiten
ausgebildeter Lehrkräfte reduziert.
Und wehe, wenn ein/e Pädagogi-
sche Assistent/in ausscheidet: Die
Wiederbesetzung stellt die Schule
auf der Grundlage der Gesamtzu-
weisung der eigenen Schule vor die
Alternative, sich für eine Lehrkraft
oder eine Pädagogische Assistentin

zu entscheiden. Jede Neueinstel-
lung von Pädagogischen Assis-
tent/innen schmälert die Unter-
richtsversorgung der betroffenen
Schule. Die Assistent/innen dür-
fen nämlich keinen eigenverant-
wortlichen Unterricht halten. Jede
Schule, die vor diese Wahl gestellt
wird, entscheidet sich für die aus-
gebildete Lehrkraft. Das wird dazu
beitragen, dass das von der
CDU/FDP-Regierung installierte
Programm ausläuft.
Eine gute Schule braucht neben ei-
ner guten Versorgung mit Lehrer-
wochenstunden auch andere Pro-
fessionen, z.B. Schulsozialarbei-
ter/innen und Schulpsycholog/in-
nen: Solange Team-Teaching nicht
ermöglicht wird, ist eine gut aus-
und fortgebildete professionelle
Pädagogische Assistent/in als
Unterstützerin durchaus sinnvoll.
Dass diese Beschäftigtengruppe
nun aber zum Spielball zwischen
alter und neuer Landesregierung
wird, zeigt deutlich, dass unausge-
reifte Programme vor allem den
Personen schaden, die voller Enga-
gement eine neue Beschäftigungs-
möglichkeit im Bildungsbereich
annehmen.

Barbara Haas

und wäre die einzige Schulform;
neben ihr bestehen keine „konkur-
rierenden“ Schularten.
Die wissenschaftliche Studie soll
mehrere Aufgaben erfüllen. Zum ei-
nen hilft sie der GEW, die eigene
Position zu schärfen. Dies ist erfor-
derlich, um der Landesregierung
Kriterien vorlegen zu können, die
für Gemeinschaftsschulen gelten
sollen. Es wird Aufgabe der GEW
sein, Rahmenbedingungen zu defi-
nieren, die für erfolgreiche Gemein-
schaftsschulen notwendig sind.
Aber auch Schulträger brauchen
Unterstützung bei der Entwicklung
von Gemeinschaftsschulkonzepten.

Nicht in jeder Schule das Rad
neu erfinden

Die GEW will zudem auf Grundla-
ge der Expertise aktiv auf Kommu-
nen zugehen, um zu klären, an wel-
chen Standorten Gemeinschafts-
schulen sinnvoll gegründet werden
können. Und nicht zuletzt brau-
chen Schulen qualifizierte Unter-
stützung. In der Vergangenheit wa-
ren die Lehrer/innen vor Ort die
Leidtragenden von überhastet ein-
geführten Reformen. Es darf nicht
passieren, dass an jeder Gemein-
schaftsschule das Rad mühsam neu
erfunden werden muss.

Im kommenden Schuljahr sind zu-
nächst Anträge von Schulen zu er-
warten, die bereits konzeptionelle
Vorstellungen entwickelt haben.
Und die Mehrzahl der Schulen
wird sich erst ab 2013 auf den Weg
zur Gemeinschaftsschule machen.
Während der Erarbeitung der Stu-
die wird die GEW Zwischenergeb-
nisse für die politische Arbeit und
die Beratung der Schulen nutzen
können.

Michael Hirn
verantwortlicher Redakteur

der b&w

Einstellungspolitik: Die gute Nachricht, dass die Anstellungsverträge der Pädagogischen
Assistent/innen an Hauptschulen entfristet werden, hat eine unakzeptable Kehrseite: Das
Programm wird mit Lehrerstellen bezahlt.

Das Spiel mit den Pädagogischen Assistent/innen
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